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VERORDNUNG DER GEMEINDE 
FLADNITZ AN DER TEICHALM 

 
FLÄCHENWIDMUNGSPLAN NR. 1.00 

 

 

Präambel und Rechtsgrundlage 

 

„VERORDNUNG ÜBER DEN VOM GEMEINDERAT DER GEMEINDE FLADNITZ AN DER TEICHALM 

GEM. DEN BESTIMMUNGEN DES § 38 IVM § 42A STMK. ROG 2010, LGBL. NR. 49/2010 IDF 

LGBL. NR. 117/2017, AM 11.12.2019 ZUR ÖFFENTLICHEN AUFLAGE BESCHLOSSENEN ENT-

WURF DES FLÄCHENWIDMUNGSPLANES NR. 1.00. 

 

DIE ÖFFENTLICHE AUFLAGE DES FLÄCHENWIDMUNGSPLANES NR. 1.00 FINDET IN DER ZEIT 

VON 15.01.2020 BIS 12.03.2020 STATT.“ 

Erläuternde Textpassagen werden in kursivem Schriftbild dargestellt. 
 

 

§ 1 

PLANWERK/ PLANGRUNDLAGE/ VERFASSER 

 

(1) Der Flächenwidmungsplan besteht aus einem Wortlaut, Planwerk und Erläuterungs- 

bericht. 

 

(2) Die zeichnerische Darstellung (in der Beilage/Planwerk) des Flächenwidmungsplanes Nr. 

1.00 der Gemeinde Fladnitz an der Teichalm im Maßstab M 1:5.000, verfasst von der 

Pumpernig & Partner ZT GmbH, Mariahilferstraße 20, 8020 Graz, GZ: 243FR17 (Stand: 

09.12.2019) basierend auf der digitalen Katastermappe (DKM, Stand: 13.10.2018),  

bildet einen integrierenden Bestandteil dieser Verordnung und stellt die räumlich- 

funktionelle Gliederung des Gemeindegebietes in Bauland, Verkehrsflächen und Freiland 

gemäß § 26 (1) Stmk. ROG 2010, LGBl. Nr. 49/2010 idF LGBl. Nr. 117/2017 (in der Folge 

„Stmk ROG 2010“), dar. Die zeichnerische Darstellung erfolgt gem. gelt. Planzeichenver-

ordnung 2016, LGBl. Nr. 80/2016. 

 

(3) Die Bebauungsplanzonierung zum Flächenwidmungsplan Nr. 1.00 gem. § 25 (2) Z.2 und 

§ 40 (1) Stmk. ROG 2010 idgF (im Maßstab M 1:10.000) ist integrierender Bestandteil 

des Wortlautes und basiert ebenso auf der digitalen Katastermappe mit Stand vom 

13.10.2018. 
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§ 2 

FESTLEGUNGEN/ ABGRENZUNG DER NUTZUNGSARTEN/  

BAURECHTLICHE KONSENSE 

 

(1) Die Festlegung von Grenzen im Flächenwidmungsplan Nr. 1.00 sind Nutzungsgrenzen 

aufgrund der Lage in der Natur und den naturräumlichen Gegebenheiten. 

 

(2) Sofern sich die Abgrenzungen des Baulandes mit den auf der Plangrundlage ersichtlichen 

Grundgrenzen und Baulandgrenzen aufgrund gegebener bundes- und landesgesetzlicher 

Nutzungsbeschränkungen (Hochwasserabflussbereiche, Wald, Gefahrenzonen, Hinweis-

bereiche, etc.) bzw. aus siedlungspolitischen Zielsetzungen (zB Festlegung einer Bau-

tiefe) nicht decken, sind die erforderlichen Kotierungen im Planwerk näher dargestellt. 

 

 

§ 3 

FESTLEGUNG DER BAULANDKATEGORIEN 

gemäß § 29 (2) bis (4) Stmk. ROG 2010 

 

(1) VOLLWERTIGES BAULAND (§ 29 (2) Stmk. ROG 2010) 

 

Vollwertiges Bauland umfasst alle Baulandflächen, die nicht ausdrücklich als Auf- 

schließungsgebiete (§ 3 (2) des Wortlautes) oder Sanierungsgebiete (§ 3 (3) des Wort-

lautes) festgelegt sind. 

 

(2) AUFSCHLIESSUNGSGEBIETE (§ 29 (3) Stmk. ROG 2010) 

 

Die Bezeichnung der festgelegten Aufschließungsgebiete erfolgt entsprechend dem bei-

liegenden Planwerk des Flächenwidmungsplanes Nr. 1.00 im Maßstab M 1:5.000 und 

werden diese unter § 3 (2) Z.3 des Wortlautes näher beschrieben und die öffentlichen 

Interessen bzw. Aufschließungserfordernisse festgelegt. Vor Erklärung zu vollwertigem 

Bauland durch den Gemeinderat ist der Nachweis der Erfüllung der Aufschließungs- 

erfordernisse beizubringen.1  

 

Z.1 ABLEITUNG DER OBERFLÄCHENWÄSSER/ NACHWEIS DER STANDSICHERHEIT 

Für die geordnete Ableitung der Oberflächenwässer sowie den Nachweis der Stand- 

sicherheit künftiger Bauplätze innerhalb der Aufschließungsgebiete ist der plan-/ gutach-

tensbelegte Nachweis (im Sinne einer wasserbautechnischen Gesamtbetrachtung) für 

das jeweils betroffene Gebiet zu erbringen2. Oberflächenwässer dürfen dabei grundsätz-

lich nicht in die Entwässerungsanlagen der Landes- und Gemeindestraßen eingeleitet 

werden3.  

 
1  Aufgrund von zwischenzeitlich erfolgten Änderungen, Vollwertigkeitsbeschlüssen und zwischenzeitlichen Änderungsver-

fahren werden im Vergleich zur Auflage durchgeführte Änderungen durchgestrichen dargestellt.  
2  Diesbezüglich ist jedenfalls der Leitfaden für Oberflächenentwässerung 2.1 (Stand: September 2017) zu beachten.  
3  Ausgenommen davon ist eine Einleitung, wenn durch die zuständige Straßenverwaltung (Landesstraßen: Baubezirks-

eitung, Gemeindestraßen: Gemeinde) eine Ausnahmebewilligung gem. Landesstraßenverwaltungsgesetz erteilt wird 
(z.B. retentierte Einleitung). 
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Z.2 LÄRMIMMISSIONEN 

Für den Ruheanspruch von Flächen sind die Einhaltung der Planungsrichtwerte (für die 

jeweiligen Baulandgebiete) gemäß ÖNORM S 5021 der relevanten Bauplatzteile anzu-

streben. Zur Beurteilung der Lärmimmissionen ist der Beurteilungspegel LR gemäß 

ÖNORM S 5021 (unter Berücksichtigung von Korrekturwerten, z.B. Korrekturwert auf-

grund der zeitlichen Dauer) heranzuziehen. Die relevanten Bauplatzteile stellen im Tag-

zeitraum (6-19 Uhr) die erforderlichen Gartenbereiche/ Außenbereiche, im Abendzeit-

raum (19-22 Uhr) und im Nachtzeitraum (22-6 Uhr) Bereiche im Gebäudeinneren (Schlaf-

räume) sowie Außenbereiche (bzw. Bereiche vor den Fenstern von Schlafräumen), wo 

ein Aufenthalt im Freien auch im Nachtzeitraum nicht ausgeschlossen werden kann, dar. 

Im jeweiligen Anlassfall (Bauverfahren, bei Neu-/Zu- und Umbauten) ist zu überprüfen 

(auch unter Heranziehung von vergleichbaren Referenzgutachten und vorliegenden 

Lärmberechnungen entlang der Hauptverkehrsstraßen, B 64, L 318, L 320, L 352 und 

L 355), ob auf dem zu bebauenden Grundstück die für die Örtliche und Überörtliche 

Raumplanung maßgebenden, festgelegten Immissionsrichtwerte für die relevanten Auf-

enthaltsbereiche der Zeiträume Tag, Abend und Nacht, bezogen auf das jeweilige Bau-

gebiet gemäß § 30 (1) Stmk ROG 2010 eingehalten werden können. Bei Vorliegen von 

Überschreitungen der Planungsrichtwerte sind durch die Baubehörde entsprechende 

bauliche Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Errichtung einer Lärmschutzwand, eines Lärm-

schutzwalles, bauliche Schallschutzmaßnahmen, beispielsweise an den Außenwänden, 

Fenstern und Decken bzw. Dächern und durch den Einbau von Schallschutzfenstern inkl. 

Lüftungseinrichtungen an den schallzugewandten Gebäudefronten) und/oder Vorgaben 

zu Bebauungsformen und zu Grundrisslösungen (Anordnung der Räume mit lärm- 

empfindlichen Nutzungen gemäß ÖAL-Richtlinie Nr. 26) vorzuschreiben. Die grund- 

sätzliche Eignungsprüfung der Aufschließungsgebiete für eine Bebauung erfolgte anhand 

des „Handbuches für Umgebungslärm4“. 
 

Z.3 ÄUSSERE ANBINDUNG, INNERE ERSCHLIESSUNG UND PARZELLIERUNG 

Eine ausreichend dimensionierte äußere Anbindung liegt dann vor, wenn entsprechend 

den technischen Normen und Richtlinien (RVS; Baugesetz 1995 idgF, Vorgaben der  

Feuerwehr, …) eine für den jeweiligen Verwendungszweck gestaltete Zufahrt errichtet 

wurde und rechtlich gesichert ist. Die innere Erschließung erfordert den Nachweis der 

bauplatzbezogenen verkehrstechnischen Erschließung und der Errichtung der er- 

forderlichen Anschlüsse an das bestehende Kanalnetz, das Wasserleitungsnetz, an das 

Stromnetz, etc. 
 

Z.4 LAGE INNERHALB VON WILDBACHGEFAHRENZONEN GEMÄSS GEFAHRENZONENPLAN  

Bei allen baurechtlichen Verfahren gelten die ministeriell genehmigten Gefahrenzonen-

pläne als relevante Rechtsgrundlage, da aufgrund des Maßstabes des Flächenwidmungs-

planes allenfalls Zeichenungenauigkeiten zu Fehlinterpretationen führen können. Liegen 

hier neuere Abflussuntersuchungen vor, so ist die anlassbezogene Evaluierung/Prüfung 

durch Sachverständige erforderlich. Gegebenenfalls sind sodann geänderte Planungs-

interessen vorliegend und die Planungsgrundlagen entsprechend anzupassen. 

 
4  Verfasserin: BMLFUW 2007/ IG Umwelt und Technik 
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Im Zuge der nachfolgenden Individualverfahren ist das Einvernehmen mit der zu- 

ständigen Gebietsbauleitung der Wildbach- und Lawinenverbauung zum Nachweis der 

Gefahrenfreistellung der wesentlichen Teile der Bauplätze (Bereiche, die mit Gebäuden 

und sonstigen Bauwerken bebaut sind, PKW-Abstellflächen, Terrassen u.a.) auf Eigen-

grund ohne öffentliche, unwirtschaftliche Aufwendungen herzustellen. Jedenfalls ist vor 

Erteilung einer Baubewilligung die o.a. Abstimmung zu führen, wodurch die Bebauung 

in Bereiche (Teilflächen der Gelben Wildbachgefahrenzone bzw. des Violetten Hinweis-

bereiches (Beschaffenheit des Geländes)) zu lenken ist, welche im allgemeinen weniger 

gefährdet sind (Schutz von Leben und Gut der Bauwerber sowie Einsparung vermeid-

barer Aufwendungen der öffentlichen Hand im Zusammenhang mit künftigen Schutz-

bauten).5 

 

Z.3  FESTGELEGTE AUFSCHLIESSUNGSGEBIETE/ PLANUNGSINSTRUMENT/ ÖFFENTLICHE 

INTERESSEN UND AUFSCHLIESSUNGSERFORDERNISSE 
 

HINWEISE6:  

 Die lfden. Nrn. zu den Aufschließungsgebieten sind im Flächenwidmungsplan Nr. 
1.00 angeführt (vgl. hiezu Planzeichenverordnung 2016, LGBl. Nr. 80/2016). 

 Bzgl. zu erstellende und geltende (wiederverlautbarte) Bebauungspläne (Planungs-
instrument) vgl. Bebauungsplan-Zonierungsplan iVm § 7 des Wortlautes) im Maß-
stab M 1:10.000 als integrierender Bestandteil des Wortlautes.  

 Laufende Nr. des jeweiligen Bebauungsplanes bei Spalte Planungsinstrument laut 
Bebauungsplan-Zonierungsplan (zB B1, B2, …) 

 

 
5  Die Leitlinie für die Durchführung der Örtlichen Raumplanung und von Bauvorhaben bei Gefährdungen durch wasserbe-

dingte Naturgefahren (Herausgeber: Amt der Stmk Landesregierung, ABT13, Stand: 03.10.2013, GZ: ABT13-50.1/2013-
610) ist heranzuziehen. 

6  Die angegebenen Flächenausmaße werden digital ohne Anspruch auf vermessungstechnische Genauigkeit ermittelt. 
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lfde. 
Nr. 
ASG 

Such-
grund-
stück 

Gesamt-
fläche 

Baugebiet 

Aufschließungserfordernisse 
öffentliche/  
siedlungspolitische  
Interessen Planungs- 

instrument 
ÄA GF HS IE LÄ OW PA 

Sonstiges  
zB Tragfähigkeit des  
Untergrundes 

NK RE ZO 

KG 68212 Fladnitz an der Teichalpe 
F1 264/3 (T) 1.796 m² DO    X  X X      
F2 264/3 (T) 1.734 m² DO    X  X X      
F3 256/2 (T) 2.512 m² DO    X  X X      
F4 290/7 1.823 m² WA X X  X X X      B4.0-0a 
F5 290/4 2.057 m² WA X   X  X      B4.0-0a 
F6 201/1 6.363 m² WA X   X  X X    X BBPL (B1) 
F7 148 3.760 m² WA    X  X X     BBPL (B2) 
F8 140/16 1.724 m² WA   X X X X X      
F9 49 4.467 m² WA X  X X X X X     BBPL (B3) 
F10 5/2 5.785 m² WA X  X X  X X     B6.0-0r 
F11 40 2.824 m² WA    X  X X      
F12 69/2 2.393 m² WA     X X       
F13 44/5 2.998 m² WA     X X      B7.0-0r 
F14 45/5 (T) 2.255 m² WA X   X X X X     B7.0-0r 
F15 68 2.838 m² WA X   X X X X     B7.0-0r 
F16 97/1 1.413 m² I1 X   X  X       
F17 225/1 2.209 m² [WA(F17)] X   X X X X    X  

 
ASG Aufschließungsgebiet mit nachstehend angeführten Aufschließungserfordernissen öffentliche/ siedlungspolitische Interessen 
ÄA Äußere Anbindung (Nachweis einer ausreichend dimensionierten bzw. rechtlich gesicherten Zufahrt) NK Nutzungskonflikte (Berücksichtigung vorhandener Immissionen zB Nutztierhaltung) 
GF Gefahrenfreistellung (Abstimmung der baulichen Maßnahmen mit der zuständigen Behörde) RE Rechtliche Einschränkungen (gelt. Materienrechte (Forst-, Wasserrecht, Naturschutzgesetz, u.a.) 
HS Hochspannungsfreileitung (Berücksichtigung bzw. Einhaltung der erforderlichen Schutzabstände) ZO Zonierung (räumlich/ zeitlich, Entwicklung der Siedlungsstruktur von innen nach außen) 
IE Infrastrukturelle Erschließung (Kanal, Wasser, Strom u.ä.) iVm der inneren Verkehrserschließung  
LÄ Lärm (Nachweis der Einhaltung der Planungsrichtwerte gem. ÖNORM S 5021/ B 8115)  
OW Oberflächenentwässerung (Erstellung eines Oberflächenentwässerungskonzeptes) 
PA Parzellierung (Neuparzellierung der Grundstücke im Anlassfall)   
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lfde. 
Nr. 
ASG 

Such-
grund-
stück 

Gesamt-
fläche 

Baugebiet 

Aufschließungserfordernisse 
öffentliche/  
siedlungspolitische  
Interessen Planungs- 

instrument 
ÄA GF HS IE LÄ OW PA 

Sonstiges  
zB Tragfähigkeit des  
Untergrundes 

NK RE ZO 

KG 68257 Schrems 
S1 689/1 504 m² WA X X  X  X X Meliorations- 

gebiet (ME) 
    

S2 597/1 1.868 m² WA X X  X  X X      
S3 702/1 2.137 m² DO X X  X  X X Meliorations- 

gebiet (ME) 
  X  

S4 536 2.255m² DO X X  X  X X    X  
S5 344 2.920 m² DO X X X X  X X    X  
S6 174/2 8.393 m² I1 X   X  X X    X B8.0-0r 
S7 172/2 2.707 m² I1 X     X      B8.0-0r 

 
ASG Aufschließungsgebiet mit nachstehend angeführten Aufschließungserfordernissen öffentliche/ siedlungspolitische Interessen 
ÄA Äußere Anbindung (Nachweis einer ausreichend dimensionierten bzw. rechtlich gesicherten Zufahrt) NK Nutzungskonflikte (Berücksichtigung vorhandener Immissionen zB Nutztierhaltung) 
GF Gefahrenfreistellung (Abstimmung der baulichen Maßnahmen mit der zuständigen Behörde) RE Rechtliche Einschränkungen (gelt. Materienrechte (Forst-, Wasserrecht, Naturschutzgesetz, u.a.) 
HS Hochspannungsfreileitung (Berücksichtigung bzw. Einhaltung der erforderlichen Schutzabstände) ZO Zonierung (räumlich/ zeitlich, Entwicklung der Siedlungsstruktur von innen nach außen) 
IE Infrastrukturelle Erschließung (Kanal, Wasser, Strom u.ä.) iVm der inneren Verkehrserschließung  
LÄ Lärm (Nachweis der Einhaltung der Planungsrichtwerte gem. ÖNORM S 5021/ B 8115)  
OW Oberflächenentwässerung (Erstellung eines Oberflächenentwässerungskonzeptes) 
PA Parzellierung (Neuparzellierung der Grundstücke im Anlassfall) 
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lfde. 
Nr. 
ASG 

Such-
grund-
stück 

Gesamt-
fläche 

Baugebiet 

Aufschließungserfordernisse 
öffentliche/  
siedlungspolitische  
Interessen Planungs- 

instrument 
ÄA GF HS IE LÄ OW PA 

Sonstiges  
zB Tragfähigkeit des  
Untergrundes 

NK RE ZO 

KG 63029 Tulwitzdorf 
Td 1 152 2.765 m² DO   X X  X X    X  
Td 2 154/1 1.907 m² DO    X  X X      
Td 3 730/1 1.516 m² DO X X  X X X X      

 
 
KG 63030 Tulwitzviertel 
Tv 1 410/1 2.170 m² DO   X X  X X      
Tv 2 471/7 14.736m² GG X  X X  X X    X  

 
 
ASG Aufschließungsgebiet mit nachstehend angeführten Aufschließungserfordernissen öffentliche/ siedlungspolitische Interessen 
ÄA Äußere Anbindung (Nachweis einer ausreichend dimensionierten bzw. rechtlich gesicherten Zufahrt) NK Nutzungskonflikte (Berücksichtigung vorhandener Immissionen zB Nutztierhaltung) 
GF Gefahrenfreistellung (Abstimmung der baulichen Maßnahmen mit der zuständigen Behörde) RE Rechtliche Einschränkungen (gelt. Materienrechte (Forst-, Wasserrecht, Naturschutzgesetz, u.a.) 
HS Hochspannungsfreileitung (Berücksichtigung bzw. Einhaltung der erforderlichen Schutzabstände) ZO Zonierung (räumlich/ zeitlich, Entwicklung der Siedlungsstruktur von innen nach außen) 
IE Infrastrukturelle Erschließung (Kanal, Wasser, Strom u.ä.) iVm der inneren Verkehrserschließung  
LÄ Lärm (Nachweis der Einhaltung der Planungsrichtwerte gem. ÖNORM S 5021/ B 8115)  
OW Oberflächenentwässerung (Erstellung eines Oberflächenentwässerungskonzeptes) 
PA Parzellierung (Neuparzellierung der Grundstücke im Anlassfall) 
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(3) SANIERUNGSGEBIETE (§ 29 (4) Stmk. ROG 2010) 
 
Z.1 Gefahrenfreistellung (NG) 
 
lit. a) Betreuungskompetenz: Forsttechnischer Dienst für Wildbach- und Lawinenverbauung, 

Gebietsbauleitung Steiermark Ost: 
Die Festlegung als Sanierungsgebiet „NG“ gemäß § 29 Abs. 4 Stmk ROG 2010 gilt für 

sämtliche bebaute Baulandflächen, die innerhalb einer Gelben Wildbachgefahrenzone 

gemäß § 6 lit. b) der Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft vom 

30. Juli 1976 über die Gefahrenzonenpläne (BGBl. Nr. 436/1976) liegen. Bei Bau- 

führungen im Nahbereich von Wildbächen iSd § 99 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 3. 

Juli 1975, mit dem das Forstwesen geregelt wird, BGBl. Nr. 440/1975 idgF (in der Folge 

„ForstG 1975“) bzw. innerhalb der Gelben Wildbachgefahrenzonen ist die zu- 

ständige Dienststelle verbindlich beizuziehen. Dabei sind die jeweils ministeriell ge- 

nehmigten Gefahrenzonenpläne der ehem. Gemeinden heranzuziehen. Entsprechend 

dem ForstG 1975 iVm der Verordnung über die Gefahrenzonenpläne (BGBl. Nr. 

436/1976) werden folgende Bestimmungen betreffend die relevanten Gefahrenzonen 

übernommen: 

 
Rote Gefahrenzonen7 entsprechen einem Bauverbot für die Errichtung (Neu-, Zu- und 
Umbauten) von Objekten, die dem Aufenthalt von Menschen oder Tieren dienen; bei 
allen anderen Bauführungen ist ein Gutachten der Wildbach- und Lawinenverbauung8 
einzuholen bzw. ist eine wasserrechtliche Bewilligung9 erforderlich. 
 
Gelbe Gefahrenzonen10 entsprechen einem Baubeschränkungsbereich, welcher wegen 
seiner unterschiedlichen Gefährdung durch Wildbäche und deren Folgen (von der Be-
schädigungsgefahr für Gebäude und Lebensgefahr auf den Verkehrswegen bis zur  
bloßen Belästigung zB durch Überflutung geringen Ausmaßes) zur Bebauung nicht oder 
minder geeignet ist, in welchem aber andererseits in einzelnen Bereichen ein Schutz von 
Objekten sinnvoll möglich ist und wofür deshalb gemäß Gefahrenzonenplan Punkte bei 
der Durchführung baurechtlicher oder raumplanerischer Verfahren zu beachten sind11. 

 
 Diese Festlegung gilt für sämtliche Baulandbereiche, die innerhalb einer Gelben Wild-

bachgefahrenzone gem. geltender Gefahrenzonenpläne der ehem. Gemeinden Fladnitz 
an der Teichalm, Tulwitz und Tyrnau liegen. Bei Bauführungen innerhalb der Gelben 
Wildbachgefahrenzone ist die zuständige Dienststelle (WLV Gebietsbauleitung Steier-
mark Ost) jedenfalls beizuziehen. 

 
7  Die Rote Gefahrenzone umfasst jene Flächen, die durch Wildbäche derart gefährdet sind, dass ihre ständige Benützung 

für Siedlungs- und Verkehrszwecke wegen der voraussichtlichen Schadenswirkung des Bemessungsereignisses nicht oder 
nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist; bei ortsüblicher Bauweise ist mit der Zerstörung von Gebäuden 
oder Gebäudeteilen zu rechnen; auch innerhalb der Gebäude besteht für Personen Lebensgefahr; dieser Zone werden 
auch jene Flächen zugerechnet, auf denen durch kleinere, jedoch häufig wiederkehrende Ereignisse eine Gefährdung 
eintritt. 

8  Ausnahmeerteilung durch die WLV 
9  z.B. bei geplanter Verlegung eines Gerinnes oder der Errichtung von Schutzmaßnahmen 
10  Die Gelbe Gefahrenzone umfasst alle übrigen (außerhalb der roten Gefahrenzone) durch Wildbäche gefährdeten Flächen, 

deren ständige Benützung für Siedlungs- oder Verkehrszwecke infolge dieser Gefährdung beeinträchtigt ist; es herrscht 
hier Gefahr unterschiedlichen Ausmaßes. Die Beschädigung von Objekten ist möglich, jedoch sind Gebäudezerstörungen 
nicht zu erwarten, wenn bestimmte Auflagen erfüllt werden; Gefahr für Personen ist in derart gesicherten Gebäuden 
unwahrscheinlich, außerhalb der Gebäude aber in unterschiedlichem Ausmaß gegeben. 

11  Leitfaden „Parameter für Ausweisung in Gefahrenzonen der Wildbach- und Lawinenverbauung“, GZ: ABT13-501/2013-
610 vom 03.10.2013. 
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Gemäß Gefahrenzonenplan sind somit folgende Punkte bei der Durchführung baurecht-
licher oder raumplanerischer Verfahren zu beachten (im Sinne einer Ersichtlichmachung 
der Inhalte des Gefahrenzonenplanes): 

 
 Beiziehung eines Sachverständigen der Wildbach- und Lawinenverbauung, welcher 

die nach den örtlichen Gegebenheiten notwendigen Bauauflagen vorschreibt (zB 
öffnungsfreies Herausheben der Objekte je nach örtlicher Geländelage über das 
umliegende Gelände, hochgezogene Kellerschächte, Eingänge erhöht und an un-
gefährdeten Gebäudeseiten flache Geländeanschüttungen, keine abflussbe- 
hindernden Einfriedungen, Ausführung von verdeckten Steinberollungen um die 
Fundamente bei Annäherung an eine Rote Gefahrenzone, keine Überbauung von 
verrohrten Gerinnen u.a.). Im Interesse des Bauwerbers wird die Herstellung des 
Einvernehmens mit der Wildbachverbauung bereits vor der Bauplanerstellung 
empfohlen. 
 

 Objekte und Anlagen mit der Möglichkeit von Menschenansammlungen in Ge- 
fahrenzeiten dürfen keinesfalls (wenn sie nicht kurzfristig räum- und sperrbar sind) 
in jenem Bereich der „Gelben Wildbachgefahrenzone liegen, wo Menschenleben 
außerhalb von Gebäuden gefährdet sind; dazu gehören u.a. Schulen, Camping- 
und Sportplätze u.ä.“ Die Erteilung einer Baubewilligung für o.g. Objekte und An-
lagen ist daher in diesen Bereichen nicht zulässig. Im jeweiligen Anlassfall ist eine 
Stellungnahme der WLV einzuholen. 

 
lit. b) Als Sanierungszeitraum wird gemäß § 29 Abs. 4 Stmk. ROG 2010 eine Frist von max. 15 

Jahren eingeräumt. Die Zuständigkeit zur Sanierung obliegt der Wildbach- und Lawinen-
verbauung, Gebietsbauleitung Oststeiermark. Eine Verlängerung der Frist bei frucht- 
losem Fristablauf ist nach den o.a. Bestimmungen im Anlassfall zu prüfen. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Darstellungen der Gefahrenzonenpläne 
im Flächenwidmungsplan nur unverbindlichen Informationscharakter haben 
und ausschließlich jeweils der ministeriell genehmigte Gefahrenzonenplan 
aufgrund einer allfälligen Maßstabsproblematik heranzuziehen ist. Die An-
wendung der Gefahrenzonenplaninformationen auf konkrete Planungen und 
Bauvorhaben bedarf immer einer einzelfallbezogenen Sachverständigen- 
bewertung.12 

 
  

 
12  DI Dr. Florian Rudolf-Miklau, BMLFUW, in: RdU Heft 2014/109, S. 184ff 
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Z.3 Sanierungsgebiet Immissionen (IM; Lärm) 

(sh. Differenzplan im Erläuterungsbericht) 
 

Als Lärmsanierungsgebiet ist jenes bebaute Bauland anzusprechen, für welches Aus-

wirkungen auf die menschliche Gesundheit bzw. unzumutbare Belästigungen durch Um-

gebungslärm zu erwarten ist13. 

Schädliche Auswirkungen von Umgebungslärm auf die menschliche Gesundheit sowie 

unzumutbare Belästigungen sind dann zu erwarten, wenn die Grenzwerte der WHO  

(Guidelines for Community Noise (1999), Night Noise Guidelines (NNGL) for Europe 

(2007) bzw. die Richtwerte der ÖAL-Richtlinie Nr. 3, Blatt 1 („Beurteilung von Schall-

emissionen im Nachbarschaftsbereich“) überschritten werden.  

 

Weiters sind für den Ruheanspruch von Flächen die Einhaltung der Widmungsgrenzwerte 

(für die jeweilige Baulandkategorie) gem. ÖNORM S 5021 der relevanten Bauplatzteile 

anzustreben. Zur Beurteilung der Lärmimmissionen ist der Beurteilungspegel LR gem. 

ÖNORM S 5021 (unter Berücksichtigung von Korrekturwerten, z.B. Korrekturwert auf-

grund der zeitlichen Dauer, ...) heranzuziehen. Die relevanten Bauplatzteile stellen im 

Tagzeitraum (6–19 Uhr) die erforderlichen Gartenbereiche/ Außenbereiche, im Abend-

zeitraum (19–22 Uhr) und im Nachtzeitraum (22–6 Uhr) Bereiche im Gebäudeinneren 

(Schlafräume) sowie Außenbereiche, wo ein Aufenthalt im Freien auch im Nachtzeitraum 

nicht ausgeschlossen werden kann, dar (im Wesentlichen Terrassen und Bereiche vor 

den Schlafräumen im Freien).  

 

Bei nachweislichem Vorliegen einer Überschreitung sind für Neu-, Zu- und Umbauten die 

Nachweise der Einhaltung der festgelegten Widmungsgrenzwerte für die relevanten Bau-

platzteile (unter Heranziehung von Lärmmessungen oder -gutachten) zu erbringen. Bei 

Nichteinhaltung dieser sind durch die Baubehörde entsprechende bauliche Lärmschutz-

maßnahmen (z. B. Errichtung einer Lärmschutzwand, eines Lärmschutzwalles, bauliche 

Schallschutzmaßnahmen, beispielsweise an den Außenwänden, Fenstern und Decken 

bzw. Dächern und durch den Einbau von Schallschutzfenstern inkl. Lüftungseinrichtung 

an den Schallquellen zugewandten Gebäudefronten) und/oder Vorgaben zu Bebauungs-

formen, Gebäudesituierungen und Grundrisslösungen (Anordnung der Räume mit lärm-

empfindlichen und lärmempfindlicher Nutzung gemäß ÖAL-Richtlinie Nr. 26) im Ver- 

fahren zu implementieren und sind diese im Rahmen der Erteilung der Benützungs- 

bewilligung nachzuweisen. 

 

Als Sanierungszeitraum wird gemäß § 29 (4) Stmk. ROG 2010 eine Frist von max. 15 

Jahren eingeräumt. Die Zuständigkeit zur Sanierung aufgrund von emittierenden Ver-

kehrsträgern (siehe nachfolgende lit. a und b) obliegt der jeweiligen Straßenerhalterin). 

Eine Verlängerung der Frist bei fruchtlosem Fristablauf ist nach den gesetzlichen Be-

stimmungen zu prüfen. 

 
13  Eine Belästigung ist dann unzumutbar, wenn sie zu erheblichen Störungen des Wohlbefindens, zu psychosomatischen 

Beschwerden bzw. zu funktionellen oder organischen Veränderungen führen kann. Fluglärm kann unter bestimmten 
Umständen zu erheblichen Störungen des Wohlbefindens und zu funktionellen (z.B. Beeinträchtigungen des Schlafs) 
oder organischen Veränderungen (vegetative Reaktionen) oder zu manifesten Erkrankungen (Hypertonie) führen.  
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lit. a) Straßenverkehrslärm entlang von emittierenden Verkehrsträgern: 

(Basis freie Schallausbreitung bzw. Strategische Lärmkarten 2012 gem. EU-Umgebungs-
lärmrichtwerte gemäß GIS-Steiermark oder Lärminfo.at) 
Aufgrund der fehlenden flächendeckenden Detailuntersuchung (Ist-Maß) bezüglich 

Schallausbreitung und Immissionsbelastung ist davon auszugehen, dass die unmittelbar 

entlang der regional bedeutsamen Verkehrsträger (Landesstraßen B 64, L 318, L 320, 

L 352 und L 355) gelegenen Wohnbaulandbereiche, die durch keine gesonderten Lärm-

schutzmaßnahmen geschützt sind, als Sanierungsgebiete Lärm im Flächenwidmungsplan 

Nr. 1.00 anzusehen sind.  
 

lit. b) Sonstige Lärmquellen 

Aufgrund fehlender Detailuntersuchungen (Ist-Maß) bezüglich Schallausbreitung und 

Immissionsbelastung durch sonstige Lärmquellen (z.B. Betriebsanlagen) sind im Anlass-

fall Nachweise zur Einhaltung der Planungsrichtwerte gem. ÖNORM S 5021 zu erbringen. 

Aufgrund des Fehlens aktueller Messdaten erfolgt im Nahbereich zu Betriebsanlagen 

keine Sanierungsgebietsfestlegung gemäß § 29 (4) Stmk. ROG 2010 im Planwerk. 

 
 
 

§ 4 
RÄUMLICH ÜBERLAGERNDE UND ZEITLICH AUFEINANDER FOLGENDE  

NUTZUNGEN UND BAUGEBIETE 
gemäß § 26 (2) Stmk. ROG 2010  

 

Für verschiedene, übereinanderliegende Ebenen desselben Planungsgebietes können verschie-

dene Nutzungen und Baugebiete, soweit es zweckmäßig ist, auch verschieden zeitlich auf-

einander folgende Nutzungen und Baugebiete für ein und dieselbe Fläche festgelegt werden. 

 

(1) Im Flächenwidmungsplan Nr. 1.00 werden alle Straßenverbindungen (Brücken) über  

öffentliche Gewässer als überlagernde Nutzung gemäß Rechtskonsens festgelegt. 

 

(2) Im Flächenwidmungsplan Nr. 1.00 werden aufgrund der vorhandenen Nutzungen für die 

folgenden Planungsgebiete räumlich überlagernde Nutzungen und Baugebiete für ein 

und dieselbe Fläche festgelegt: 
 

Grundstück Nr. Räumlich überlagernde Nutzungen und Baugebiete 

KG 68212 Fladnitz an der Teichalpe: 

967/1 (Tfl.), 
967/2 (Tfl.) 

Freiland Wald mit räumlich überlagerter Nutzung Sondernutzung im Freiland für 
Sportnutzung (LF+spo) 

 

(3) Im Flächenwidmungsplan Nr. 1.00 werden aufgrund der vorhandenen/ künftigen  

Nutzungen für die folgenden Planungsgebiete zeitlich aufeinander folgende Nutzungen 

für ein und dieselbe Fläche festgelegt: 
 
  



Flächenwidmungsplan Nr. 1.00 Fladnitz an der Teichalm Pumpernig & Partner ZT GmbH 

 12 

Grundstück 
Nr. 

Geltende 

Nutzung 

Nachfolgenutzung Eintrittsbedingung 

KG 68212 Fladnitz an der Teichalpe: 

300 (Tfl.)  Freiland - Wald 
Dorfgebiet [DO] 

0,2-0,4 

Nachweis Rodungs- 
bewilligung bzw. Nichtwald-
feststellung 

.20, 225/5, 994 
Dorfgebiet (DO)  

0,2-0,6 

Allgemeines Wohnge-

biet [WA] 0,2-0,6 

Nachweis der Betriebsstill- 
legung bzw. Nutzungs- 
änderung 

225/1 
Dorfgebiet (DO) 

0,2-0,6 

Aufschließungsgebiet 

für Allgemeines Wohn-

gebiet [WA (F17)]  

0,2-0,6 

Nachweis der Betriebsstill- 
legung bzw. Nutzungs- 
änderung 

.188, 36, 46/4, 

46/5, 46/7, 

46/8 

Dorfgebiet (DO) 

0,2-0,6 

Allgemeines Wohnge-

biet [WA] 0,2-0,6 

Nachweis der Betriebsstill- 
legung bzw. Nutzungs- 
änderung 

70/2, 70/12, 

71/3, 71/4, 72 

Dorfgebiet (DO) 

0,2-0,6 

Allgemeines Wohnge-

biet [WA] 0,2-0,6 

Nachweis der Betriebsstill- 
legung bzw. Nutzungs- 
änderung 

34/2 (Tfl.) Freiland (LF) 
Kerngebiet [KG] 

0,5-2,5 

Nachweis der Gefahrenfrei-
stellung 

967/2 (Tfl.) Freiland (LF) - Wald 

Sondernutzung im 

Freiland für Sportzwe-

cke [spo] 

Nachweis Rodungs- 
bewilligung bzw. Nichtwald-
feststellung 

967/1 (Tfl.) Freiland (LF) - Wald 
Verkehrsfläche für ru-

henden Verkehr [P] 

Nachweis Rodungs- 
bewilligung bzw. Nichtwald-
feststellung 

918/17, 918/31 Freiland (LF) - Wald 
Ferienwohngebiet 

[FW] 0,2-0,4 

Nachweis Rodungs- 
bewilligung bzw. Nichtwald-
feststellung 

 
 

§ 5 
UFERSTREIFEN IM SINNE DES SAPRO HOCHWASSER 

 

 FREIHALTUNG ENTLANG NATÜRLICH FLIESSENDER GEWÄSSER 

Zur Sicherstellung der ökologischen Funktionsfähigkeit sowie Freihaltung der Uferzonen 

im Sinne des § 30 (3) WRG 1959 idgF14 und gemäß den geltenden Bestimmungen des 

Sachprogrammes zur hochwassersicheren Entwicklung der Siedlungsräume (LGBl. Nr. 

117/2005) sowie den Bestimmungen des REPRO Oststeiermark (Grünzonen) sind mind. 

10 m bzw. 20,0 m (Mur), gemessen ab der Böschungsoberkante, von Baulandfest-

legungen bzw. von solchen Sondernutzungen im Freiland, die das Schadenspotenzial 

 
14 Gemäß § 30 (3) WRG 1959 idgF wird unter Schutz der Gewässer in diesem Bundesgesetz die Erhaltung 

der natürlichen Beschaffenheit des Gewässers und der für die ökologische Funktionsfähigkeit des Gewäs-
sers maßgeblichen Uferbereiche sowie der Schutz des Grundwassers verstanden.  
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erhöhen und Abflusshindernisse darstellen freizuhalten. Abweichend können für Bau-

lückenschließungen geringen Ausmaßes Ausnahmen gewährt werden. Dabei ist die 

ökologische Funktion des jeweiligen Uferstreifens zu berücksichtigen.  

 

Geltende Rechtsbestände vor Rechtskraft der Verordnung der Steiermärkischen 

Landesregierung über das Programm zur hochwassersicheren Entwicklung der Sied-

lungsräume (SAPRO Hochwasser) (LGBl. Nr. 117/2005, Rechtskraft mit 01.01.2006) 

bleiben von den in § 4 (1) leg. cit. genannten Maßnahmen unberührt.  

 

 NIEDERSCHLAGS- UND HANGWASSERENTSORGUNG 

Zur Verringerung jeglicher Hochwassersituation sowie zur Sicherstellung des Wasser-

haushaltes ist es erforderlich, möglichst viel unbehandeltes Meteorwasser und Hang-

wasser an Ort und Stelle zurückzuhalten und zur Versickerung zu bringen und nur bei 

Überlastung von diesbezüglichen Anlagen (Flächen-, Mulden-, Becken-, Retentions-

raumversickerung, Filtermulden, Regenrückhaltebecken, Retentions- und Filterbecken 

etc.) in einen Vorfluter einzuleiten. Belastete Meteorwässer müssen, sofern nicht eine 

Einleitung in die Kanalisation gefordert ist, vor Versickerung dem Stand der Technik 

entsprechend gereinigt werden.  

 

Hinsichtlich der hydraulischen Bemessung, Bau und Betrieb von Versickerungsanlagen 

wird auf die ÖNORM B 2506-1, B 2506-2, B 2506-2, die ÖWAV-Regelblätter 35 und 45 

bzw. das DWA-Regelblattes A 138, jeweils in der geltenden Fassung sowie den Leit-

faden für Oberflächenentwässerung, Herausgeber: Land Steiermark, Ausgabe 2.1 aus 

August 2017 verwiesen (wasserbautechnische Gesamtbetrachtung im Anlassfall). 
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§ 6 
SONDERNUTZUNGEN IM FREILAND 

gemäß § 33 (3) Z.1 Stmk. ROG 2010 

 

(1) Aufgrund der bestehenden Verwendungszwecke sowie der festgelegten Zielsetzungen 

des Örtlichen Entwicklungskonzeptes Nr. 1.00 werden folgende Sondernutzungen im 

Freiland festgelegt: 

 

Z.1  KG 68212 Fladnitz an der Teichalpe: 

Suchgrundstück: Sondernutzung im Freiland: 

831/5 für Spielzwecke (spi)  

831/1 für Erholungszwecke (erh) 

828/1 für Sportzwecke – Schipiste (pil) 

967/2 für Sportzwecke – (spo)  

939/6 für Abwasserreinigungsanlage (ara)  

831/1 für Erholungszwecke (erh) 

174 für Lagerplatz (lgp) 

21/7 für öffentliche Parkanlage (öpa) 

21/9 für Sportzwecke – Stocksport (ssp) 

46/1 für Sportzwecke (spo)  

384/2 für Lagerplatz (lgp) 

9/4 für Friedhof (frh) 

44/1, 65, 123, 

121/2, 107, u.a. 

für Sportzwecke – Golfplatz (glf) 

 

Z.2 KG 68257 Schrems: 

Suchgrundstück: Sondernutzung im Freiland: 

555/1 für Energieerzeugungsanlage (eva) 

343 für Lagerplatz (lgp) 

 

Z.3 KG 63029 Tulwitzdorf: 

Suchgrundstück: Sondernutzung im Freiland: 

359/1 für Energieerzeugungsanlage (eva) 

342 für Sportzwecke (spo) 

399/3 für Lagerplatz (lgp) 

 

Z.5 KG 63031 Türnau: 

Suchgrundstück: Sondernutzung im Freiland: 

358/1 für Sportzwecke (spo) 

 

 

(2) Die Zulässigkeit der Errichtung von Gebäuden, Bauwerken und Anlagen ist bei nachweis-

licher Erforderlichkeit (§ 33 (7)) gemäß § 33 (5) Z.1 Stmk ROG 2010 zulässig. 
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§ 7 
BEBAUUNGSPLANZONIERUNG 

gemäß § 26 (4) iVm § 40 (1) Stmk. ROG 2010 
 

Die Erlassung von Bebauungsplänen beinhaltet nicht automatisch die vollständige Umsetzung 

der zu berücksichtigenden öffentlichen Interessen. Fehlende Erschließung bzw. öffentliche 

siedlungs- und wirtschaftspolitische Interessen sollen koordiniert hergestellt/ berücksichtigt 

werden. Im Bebauungsplanzonierungsplan erfolgt die plangrafische Darstellung jener Gebiete, 

für welche im öffentlichen Interesse der Gemeinde das Planungsinstrument des Bebauungs-

planes gemäß § 40 Stmk. ROG 2010 idgF festgelegt ist. 

 

(1) Die Erlassung von Bebauungsplänen wird für jene Aufschließungsgebiete festgelegt, 

für welche gemäß § 3 (2) (Aufschließungsgebiete) des Wortlautes (Aufschließungserfor-

dernisse) im öffentlichen Interesse der Gemeinde das Planungsinstrument Bebauungs-

plan festgelegt wurde. 
 

Hinweis: 
 Neben städtebaulichen Fragestellungen betr. der bestmöglichen Einbindung in das  

Straßen-, Orts- und Landschaftsbild haben Bebauungspläne auch die weitergehenden 
bauplatzbezogenen Festlegungen gemäß geltender Bestimmungen des Stmk. ROG 2010 
idgF zu berücksichtigen. Dies insbesondere, weil in diesen Gebieten durch eine best-
mögliche Einfügung in bestehende Siedlungsstrukturen dem jeweiligen Orts- und Land-
schaftsbildcharakter langfristig Rechnung getragen werden soll. 

 

 
(2)  Rechtswirksame Bebauungspläne15 

 

Z.1 KG 68212 Fladnitz an der Teichalpe 

Bezeich-
nung 

rechtswirksamer 
Bebauungsplan 

Verfasser, GZ Rechtskraft 
Verordnungsprüfung 
bzw. Genehmigung 

B1.0-0r 
Teilbebauungsplan 
„Höflergründe“ 

DI Maximilian 
Pumpernig, GZ: 
83-P91 

  

B2.0-0r 
Teilbebauungsplan 
„Lacknergrund“ 

DI Maximilian 
Pumpernig, GZ: 
47-P92 

  

B3.0-0r 
Bebauungsplan „Möstl 
ÖWGES Siedlung“ 

DI Maximilian 
Pumpernig, GZ: 
36-B97 

02.07.1997 GZ: 03-10.10F13-97/8 

B4.0-0a 
Bebauungsplan 
„Reisinger“ 

DI Maximilian 
Pumpernig, GZ: 
091BN04 

  

B5.0-1r 
Bebauungsplan „Pon-
sold“ 

Pumpernig & 
Partner ZT 
GmbH, GZ: 
092BN04 

  

 
15  Im Bebauungsplanzonierungsplan erfolgt die plangrafische Darstellung jener Aufschließungsgebiete, für welche in § 3 

(2) des Wortlautes das Planungsinstrument des Bebauungsplanes festgelegt ist. Die rechtswirksamen (wiederverlaut-
barten) Bebauungspläne und -richtlinien sind ebenfalls in diesem Planwerk lagerichtig und durchnummeriert dargestellt. 
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Bezeich-
nung 

rechtswirksamer 
Bebauungsplan 

Verfasser, GZ Rechtskraft 
Verordnungsprüfung 
bzw. Genehmigung 

1. Änderung Be- 
bauungsplan „Ponsold“ 

Pumpernig & 
Partner ZT 
GmbH, GZ: 
211BÄ09 

12.01.2010 
GZ: FA13B-
10.10F13/2011-64 

B6.0-0r 
Bebauungsplan  
„Fladnitz West“ 

Pumpernig & 
Partner ZT 
GmbH, GZ: 
061BN15 

17.07.2015 
GZ: ABT13-10.100-
129/2015-7 

B7.0-0r 
Bebauungsplan  
„Fladnitz Süd“ 

Pumpernig & 
Partner ZT 
GmbH, GZ: 
236BN18 

  

 
Z.2 KG 68257 Schrems 

Bezeich-
nung 

rechtswirksamer 
Bebauungsplan 

Verfasser, GZ Rechtskraft 
Verordnungsprüfung 
bzw. Genehmigung 

B8.0-0r 
Bebauungsplan  
„Fladnitz-Südwest“ 

Pumpernig & 
Partner ZT 
GmbH, GZ: 
080BN11 

24.09.2013 
GZ: ABT13-
10.10F13/2013-70 

 
 

§ 8 
ERSICHTLICHMACHUNGEN 

gemäß § 26 (7) Stmk. ROG 2010 
 

Im Flächenwidmungsplan Nr. 1.00 werden nachfolgende Ersichtlichmachungen dargestellt: 

Die grafische Darstellung der Ersichtlichmachungen im Planwerk erfolgt gem. anzuwendender 
Planzeichenverordnung 2016, LGBl. 80/2016.16 

 
(1) ERSICHTLICHMACHUNGEN GEMÄSS § 26 (7) Z.1, 2, 3, 5, 9 STMK. ROG 2010 
 

ERSICHTLICHMACHUNGEN QUELLE 
Verwaltungsgrenzen der Gemeinde 
Fladnitz an der Teichalm 

digitale Katastermappe (DKM), Stand: 13.10.2018 gem. 
GIS-Datenlieferung vom Amt der Stmk. Landesregierung 

vom 03.11.2017, GZ: ABT17-3514/2017-1064 

Landesstraßen  
B 64 Rechbergstraße  
L 320 Teichalmstraße 
L 352 Tyrnauerstraße 
L 355 Sommeralmstraße 

digitale Katastermappe (DKM), Stand: 13.10.2018 gem. 
GIS-Datenlieferung vom Amt der Stmk. Landesregierung 

vom 03.11.2017, GZ: ABT17-3514/2017-1064 

Aufstiegshilfen Schlepplifte gemäß GIS-Datenlieferung vom Amt der Stmk. 

Landesregierung vom 03.11.2017, GZ: ABT17-3514/2017-

1064 

Fließende und stehende Gewässer Übernahme gem. GIS-Datenlieferung vom Amt der Stmk. 

Landesregierung vom 03.11.2017, GZ: ABT17-3514/2017-

 
16  Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 14. Juli 2016, mit der die Form, der Maßstab und die Verwendung 

von Planzeichen für die zeichnerische Darstellung von Plänen der örtlichen Raumplanung geregelt werden (Planzeichen-
verordnung 2016).  
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ERSICHTLICHMACHUNGEN QUELLE 
1064 und digitale Katastermappe (DKM), Stand: 

13.10.2018 

Rote und Gelbe Wildbachgefahren-
zonen; 
Brauner Hinweisbereich (Rutschung 
(RU), Überflutung (UE) 
Blauer Vorbehaltsbereich (TM - 
Technische Maßnahme)  

Gefahrenzonenpläne der ehem. Gemeinden Fladnitz a. d. 
Techalm, Tulwitz und Tyrnau 
Forsttechnischer Dienst für Wildbach- und Lawinenverbau-
ung, Gebietsbauleitung Steiermark Ost iVm Übernahme 
gem. GIS-Datenlieferung vom Amt der Stmk. Landesregie-

rung vom 03.11.2017, GZ: ABT17-3514/2017-1064 

Gefährdete Flächen - Erdrutsch Rutschungskataster 
Übernahme gem. GIS-Datenlieferung vom Amt der Stmk. 

Landesregierung vom 03.11.2017, GZ: ABT17-3514/2017-

1064 

Meliorationsgebiete (ME) und Meli-
orationsgebiete mit ausgebauter 
Rutschhangsanierung (ME-ER) 

Übernahme gem. GIS-Datenlieferung vom Amt der Stmk. 

Landesregierung vom 03.11.2017, GZ: ABT17-3514/2017-

1064 

denkmalgeschützte Objekte Bekanntgabe Bundesdenkmalamt vom 07.02.2018, GZ: 
BDA-26889.obj0001-STMK/2017 iVm mit der Liste der un-
beweglichen und archäologischen Denkmale unter Denk-
malschutz, Stand: 23.01.2019 

Bodenfundstätten Bekanntgabe Bundesdenkmalamt vom 07.02.2018, GZ: 
BDA-26889.obj0001-STMK/2017 

Altlastenverdachtsflächen, Altabla-
gerungen  
ALSAG, Steiermark 2017 – 2021 

Bekanntgabe durch das Amt der Stmk. Landesregierung, 
Abteilung 15, Auszug aus der Verdachtsflächendatenbank, 
Schreiben vom 08.02.2019 (GZ: ABT15-155510/2017-37) 

Hochspannungsfreileitungen (20 kV 
und 110 kV) mit Gefährdungsberei-
chen und Hochspannungserdkabel 
der Energie Steiermark 

lt. Bekanntgabe und Bereitstellung der Daten per Da-
tendownload der Energie Steiermark vom 13.09.2019 

Transformatoren lt. Bekanntgabe und Bereitstellung der Daten per Download 
der Energie Steiermark vom 13.09.2019 

Mobilfunksender Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie 
– Senderkataster.at 

Waldflächen digitale Katastermappe (DKM), Stand: 13.10.2018 

Engere und weitere Quell- und 
Brunnenschutzgebiete (WB 1, 2) 

Bekanntgabe der Abteilung 14, Wasserwirtschaftliche 
Planung des Amtes der Stmk. Landesregierung vom 
29.01.2018, GZ: ABT14-77Fa1-2015/54 iVm GIS-Datenliefe-
rung vom Amt der Stmk. Landesregierung vom Amt der 
Stmk. Landesregierung vom 03.11.2017, GZ: ABT17-
3514/2017-1064 

Landschaftsschutzgebiet:  
LS 41 "Almenland",  
LGBl. Nr. 99/2006 

GIS-Datenlieferung vom Amt der Stmk. Landesregierung 

vom 03.11.2017, GZ: ABT17-3514/2017-1064 

Naturpark: NP 7 „Almenland",  
LGBl. Nr. 98/2006 
Naturschutzgebiet Nr. 79 c 
LGBl. Nr. 09/1993 
Biotope mit Biotoppuffer 

Naturdenkmäler  
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(2) ERSICHTLICHMACHUNGEN GEMÄSS § 26 (7) Z.8 STMK. ROG 2010 
 

ERSICHTLICHMACHUNGEN QUELLE 
Aufbahrungshalle (ABH)  Gemeindeangaben, eigene Erhebung (Bestandsaufnahme) 

Betreutes Wohnen (BTW) Gemeindeangaben, eigene Erhebung (Bestandsaufnahme) 

Freibad (FB) Gemeindeangaben, eigene Erhebung (Bestandsaufnahme) 

Feuerwehrrüsthäuser (FW) Gemeindeangaben, eigene Erhebung (Bestandsaufnahme) 

Gemeindeamt (GA) Gemeindeangaben, eigene Erhebung (Bestandsaufnahme) 

Kindergarten (KIG) Gemeindeangaben, eigene Erhebung (Bestandsaufnahme) 

Mehrzweckhalle (MZH) Gemeindeangaben, eigene Erhebung (Bestandsaufnahme) 

Pfarrzentrum (PFZ) Gemeindeangaben, eigene Erhebung (Bestandsaufnahme) 

Seelsorgeeinrichtung (SSE) Gemeindeangaben, eigene Erhebung (Bestandsaufnahme) 

Volksschule (VSCH) Gemeindeangaben, eigene Erhebung (Bestandsaufnahme) 

Wirtschaftshof (WIH) Gemeindeangaben, eigene Erhebung (Bestandsaufnahme) 

 
 

(3) SICHERHEITSBEREICHE, SCHUTZABSTÄNDE ENTLANG VON HOCH- 

SPANNUNGSFREILEITUNGEN (STARKSTROMLEITUNGEN) 

 

 Bei Bauführungen im Nahbereich von Starkstromfreileitungen ist zur Festlegung der 

Schutzabstände zu Bauwerken die ÖVE/ÖNORM E 8111 (1 bis 45 kV) bzw. die  

ÖVE/ÖNORM EN 50341 (> 45 kV) heranzuziehen sowie im Bedarfsfalle die Vertretung 

des Energieversorgungsunternehmens (EVU) verbindlich beizuziehen.  

 

 

 (4) SCHUTZABSTÄNDE ZU LANDES- UND GEMEINDESTRASSEN 

 

lit. a)  Gemäß den Bestimmungen des § 24 (1) Stmk. Landes-Straßenverwaltungs- 

gesetz 1964, LGBl. 154/1964 gilt für bauliche Anlagen, Veränderungen des  

natürlichen Geländes und Einfriedungen an Straßen Folgendes:  

An Durchzugsstrecken ist die Baufluchtlinie, insofern eine solche schon festge-

setzt ist, einzuhalten. Die Errichtung von und der Zubau an baulichen Anlagen 

sowie Veränderungen des natürlichen Geländes dürfen innerhalb einer Ent- 

fernung von 15 m von der Landesstraße nur mit Zustimmung der Straßenver-

waltung erfolgen. Die Errichtung und Änderung von Einfriedungen, ausge- 

nommen Zäune, die die Ablagerung von Schnee nicht behindern, ist innerhalb 

einer Entfernung von 5 m von der Straße nur mit Zustimmung der Straßenver-

waltung zulässig, auch wenn keine baubehördliche Bewilligung notwendig ist. 

Die Entfernung zur Straße ist zu messen: 

- vom äußeren Rand des Straßengrabens, 

- bei aufgedämmten Straßen vom Böschungsfuß, 

- bei im Gelände eingeschnittenen Straßen von der oberen Einschnitt- 

böschungskante, 

- in Ermangelung von Gräben und Böschungen von der äußeren Be- 

grenzungslinie der Straßenbankette. 
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lit. b) Bei Gemeindestraßen und öffentlichen Interessentenwegen gilt das gleiche für 

eine Entfernung bis zu 5 m bzw. für Einfriedungen bis zu 2 m. 

 

(5) ERSICHTLICHMACHUNG VON WALDFLÄCHEN 

 

Die Darstellung der Waldgebiete im Sinne des Abschnitts II § 7 lit. a) Forstgesetz 1975, 

BGBl. Nr. 1975/440 idF BGBl. I Nr. 56/2016, (forstliche Raumplanung) geht auf die Dar-

stellung gem. Digitaler Katastralmappe (DKM) zurück. Bestehen Zweifel, ob eine Grund-

fläche Wald ist, so hat die Behörde von Amtswegen oder auf Antrag eines Berechtigten 

gemäß § 19 (1) leg. cit. ein Feststellungsverfahren gemäß § 5 leg.cit. durchzuführen. 

Hierbei ist § 19 (4) (Partei iSd § 8 AVG) sinngemäß anzuwenden. Für jene Flächen, die 

z.B. als Bauland mit der Ersichtlichmachung Wald festgelegt sind, ist vor einer Bebauung 

ggf. eine Rodungsbewilligung oder Nichtwaldfeststellung zu erwirken. 

 

(6) ALTABLAGERUNGEN UND ALTLASTENVERDACHTSFLÄCHEN 

 

Eine genauere Abschätzung und Beurteilung der im Flächenwidmungsplan Nr. 1.00 er-

sichtlich gemachten Altablagerungen (ALTL) und Verdachtsflächen von Altablagerungen 

(ALV), die gem. § 11 (2) Z.2 Altlastensanierungsgesetz17 im Verdachtsflächenkataster 

des Landes Steiermark geführt werden, ist im Zuge nachfolgender Individualverfahren 

(Bauverfahren) im jeweiligen Anlassfall verbindlich vorzunehmen. 

 

Die Erfassung, Abschätzung und Bewertung von allfälligen Altlasten hat nach Maßgabe 

der geltenden Bestimmungen des § 13 ff. Altlastensanierungsgesetz18 zu erfolgen. All-

fällige erforderliche Maßnahmen zur Sicherung oder Sanierung von vorhandenen Alt-

lasten sind nach den geltenden Bestimmungen des IV. Abschnittes des Altlasten- 

sanierungsgesetzes vorzunehmen. 

 
  

 
17  Bundesgesetz vom 7. Juni 1989 zur Finanzierung und Durchführung der Altlastensanierung (Altlastensanierungsgesetz), 

BGBl. Nr. 299/1989 idF BGBl. I Nr. 58/2017. 
18  Bundesgesetz vom 7. Juni 1989 zur Finanzierung und Durchführung der Altlastensanierung (Altlastensanierungsgesetz), 

BGBl. Nr. 299/1989 idF BGBl. I Nr. 58/2017. 
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(7) NATURSCHUTZRECHTLICHE TATBESTÄNDE 

 

Im Zuge der nachfolgenden Individualverfahren ist im jeweiligen Anlassfall zu prüfen, ob 

eine Bewilligung gem. den Bestimmungen des Stmk. Naturschutzgesetzes 2017 idgF bei 

Lage innerhalb der im Flächenwidmungsplan ersichtlich gemachten geschützten Land-

schaftsteilen, Naturschutzgebiete, Biotope, Naturhöhlen und Naturdenkmäler erforder-

lich ist.   

 

 

(8) BODENFUNDSTÄTTEN 

 

Bei allen Bautätigkeiten innerhalb der ersichtlich gemachten Bodenfundstätte ist die  

Beiziehung des Bundesdenkmalamtes (qualifizierte Vorfragenabklärung) bei alle Planun-

gen sowie im Anlassfall die Durchführung von archäologischen Voruntersuchungen sowie 

der punktuelle Nachweis der Standsicherheit erforderlich und sind diese Nachweise im 

Zuge der nachfolgenden Individualverfahren verpflichtend beizubringen. Bei sogenann-

ten Zufallsfunden ist die Behörde gem. Denkmalschutzgesetz, BGBl. Nr. 533/1923 idF 

BGBl. I Nr. 92/2013 umgehend zu kontaktieren.  

 
 

§ 9 

MASSNAHMEN ZUR AKTIVEN BODENPOLITIK 
gemäß §§ 34 bis 37 Stmk. ROG 2010 

 

Gemäß § 34 Stmk. ROG 2010 hat jede Gemeinde Maßnahmen oder Festlegungen im Sinne der 

§§ 35, 36 oder 37 im Flächenwidmungsplan zur Verwirklichung der angestrebten Entwick-

lungsziele, insbesondere zur Vorsorge von Wohnungen und Betrieben, entsprechend dem zu 

erwartenden Bedarf zu treffen.  

 

(1) PRIVATWIRTSCHAFTLICHE MASSNAHMEN gem. § 35 Stmk ROG 2010: 

Für die im Rahmen der Revision neu festgelegten Baulandflächen unter zusammen-

hängend 3.000 m² Gesamtfläche kann die Gemeinde gemäß den Bestimmungen des 

§ 35 Stmk ROG 2010 privatwirtschaftliche Maßnahmen abschließen. 

 

Die abgeschlossenen und noch geltenden privatwirtschaftliche Maßnahmen gemäß 

§ 35 Stmk. ROG 2010 werden im Flächenwidmungsplan Nr. 1.00 als Maßnahme zur 

aktiven Bodenpolitik fortgeführt.  

 

 

Grdst. Nr. 
Flächenwidmung 

Flächenausmaß 
Sanktion 

5/2 WA 0,2-0,4 (F10) 

5.785 m²   
Investitionsabgabe 

190/1 (Teilfl.) EH 0,2-0,8  

941 m²   
Investitionsabgabe 
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589/3 (Teilfl.) DO 0,2-0,4 

1.530 m² 
Investitionsabgabe 

152 (Teilfl.) DO 0,2-0,4 (Td1) 

2.765 m² 
Investitionsabgabe 

154/1 (Teilfl.), 154/7 

(Teilfl.) 

DO 0,2-0,4 (Td2) 

1.907 m² 
Investitionsabgabe 

493/3 (Teilfl.) DO 0,2-0,4 

1.899 m² 
Investitionsabgabe 

409 (Teifl.), 410/1 (Teilfl.) DO 0,2-0,4 (Tv1) 

2.170 m² 
Investitionsabgabe 

67 (Teilfl.) DO 0,2-0,6  

1.552 m² 
Investitionsabgabe 

 

 

(2) FESTGELEGTE BEBAUUNGSFRISTEN gem. § 36 Stmk ROG 2010: 

Für alle unbebauten Baulandflächen gem. § 29 (2) und (3) Stmk. ROG 2010 eines  

Eigentümers, die zusammenhängend mind. 3.000 m² umfassen, gelten formal die 

Bestimmungen des § 36 Stmk. ROG 2010. Die in den wiederverlautbarten Flächen-

widmungsplänen der ehem. Gemeinden Fladnitz an der Teichalm, Tulwitz und Tyrnau 

festgelegten und rechtskräftigen Bebauungsfristen sind im Falle der zwischenzeitlich 

nicht erfolgten Bebauung fortzuführen. 

 

Dabei handelt es sich um nachfolgende Flächen: 

Grdst. Nr.  
Flächenwidmung 

im FWP Nr. 1.00 
Beginn der Bebauungsfrist 

KG 68212 Fladnitz an der Teichalpe  

148 (Teilfl.) WA 0,2-0,6 (F7) 
Rechtskraft des zu erstellenden 
Bebauungsplanes 

201/1, 201/2 (Teilfl.) WA 0,2-0,4 (F6) 
Rechtskraft des zu erstellenden 
Bebauungsplanes 

201/2 (Teilfl.) DO 0,2-0,6 
Rechtskraft des zu erstellenden 
Bebauungsplanes 

49  WA 0,2-0,4 (F9) 
Rechtskraft des zu erstellenden 
Bebauungsplanes 

 
 
 

  

Grdst. Nr. 
Flächenwidmung 

im FWP Nr. 1.00 
Beginn der Bebauungsfrist 

KG 63030 Tulwitzviertel 

471/7 (Teilfl.), 475 (Teilfl.) GG 0,2-0,6 (Tv2) 
Rechtskraft des Flächenwidmungspla-
nes Nr. 1.00 
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Z.1 Der Beginn des Fristenlaufes wird für neue Baulandgebiete mit Rechtskraft des 1. 

Flächenwidmungsplanes festgelegt, welche Baulandgebiete gemäß § 29 (2) Stmk. 

ROG 2010 bzw. Aufschließungsgebiete nach § 29 (3) leg. cit. darstellen und aus-

schließlich die Grundstückseigentümer/-innen bzw. Konsenswerber/-innen für die 

Herstellung der Aufschließungserfordernisse verantwortlich sind. Bei allen übrigen 

Aufschließungsgebieten nach § 29 (3) leg. cit. erfolgt der Fristbeginn nach Rechts-

kraft des zu erlassenden Bebauungsplanes bzw. Entfall von rechtlichen Ein- 

schränkungen gem. § 3 (2) Z.1 (RE) aufgrund geltender Materienrechte.  

 

Z.2 Die neu festgelegte Bebauungsfrist erstreckt sich gem. § 36 (1) Stmk. ROG 2010 über 

eine Planungsperiode (10 Jahre). Fortgeführte Bebauungsfristen der ehem. Gemein-

den Fladnitz an der Teichalm, Tulwitz und Tyrnau orientieren sich an der Rechtskraft 

der (wiederverlautbarten) Flächenwidmungspläne der ehem. Gemeinden.  

 

Z.3 Als Sanktion wird für alle oben aufgelisteten Flächen bei fruchtlosem Fristablauf die 

Investitionsabgabe von € 1,00/m²/Jahr gemäß § 36 (2) lit. c) iVm (3) und (4) Stmk. 

ROG 2010 festgelegt. 
 
 
(3) VORBEHALTSFLÄCHEN gem § 37 Stmk ROG 2010: 

Im Gemeindegebiet von Fladnitz an der Teichalm wird im Flächenwidmungsplan Nr. 

1.00 nachfolgende Vorbehaltsfläche gemäß den Bestimmungen des § 37 (1) Stmk ROG 

2010 festgelegt: 

 

Vorbehaltsfläche für Bauland - Aufschließungsgebiet für Industriegebiet 1 – I1 (F16) 

0,2-1,5 (KG 68257 Schrems). 

 

 

§ 10 

TIERHALTUNGSBETRIEBE 

gemäß § 27 (3) Stmk. ROG 2010 

 

(1) Für Tierhaltungsbetriebe wird auf die geltenden Bestimmungen des Stmk. ROG 2010  

(§ 27 leg. cit.) und Stmk. BauG 1995 idgF (§ 95 leg. cit.) verwiesen. Die errechneten  

Geruchsschwellenabstände und Belästigungsbereiche werden im Flächenwidmungsplan 

Nr. 1.00 (Betriebe kleiner G=20) als Symbol ausgewiesen bzw. im Differenzplan zum 

Flächenwidmungsplan Nr. 1.00 im Maßstab M 1:10.000; GZ: 243FR17 ersichtlich ge-

macht (Darstellung sämtlicher Tierhaltungsbetriebe G kleiner 20). 

 

(2) Innerhalb von Belästigungsbereichen liegen die Baulandvoraussetzungen für vollwerti-

ges Bauland der Kategorien Reine Wohngebiete (WR), Allgemeine Wohngebiete (WA), 

Kerngebiete (KG), Erholungs- (EH) und Ferienwohngebiet (FW) gem. § 29 Abs. 2 Z.2 

Stmk. ROG 2010 nicht vor.  
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Die Berechnung der dargestellten Abstände erfolgte jedoch unter der Annahme von 

„Worst Case Szenarien“ (meteorologischer Faktor und Raumordnungsfaktor jeweils 1,0) 

sodass die dargestellten Abstände die zu erwartenden Geruchsimmissionen nicht exakt 

wiedergeben.  

 

(3) Das tatsächliche Ausmaß der Belästigungsbereiche ist daher ggf. im Anlassfall (Einzel-

fallbetrachtung) gutachterlich zu beurteilen (Einzelfallbeurteilung)19 und sind in Bauver-

fahren baurechtliche Konsequenzen aus einer Detailbetrachtung der Geruchs- 

immissionen abzuleiten. 

 

 

§ 11 

INKRAFTTRETEN / AUSSERKRAFTTRETEN 

 

(1) Diese Verordnung (Text und Plan – Erster Flächenwidmungsplan der Gemeinde Fladnitz 

an der Teichalm) des ersten Flächenwidmungsplanes, GZ: 243FR17, tritt nach Genehmi-

gung durch die Steiermärkische Landesregierung mit dem Ablauf der Kundmachungsfrist 

(§ 38 (13) Stmk. ROG 2010) folgenden Tag in Kraft. 

 

(2) Mit Rechtskraft des Flächenwidmungsplanes Nr. 1.00 der Gemeinde Fladnitz an der 

Teichalm treten der wiederverlautbarten Flächenwidmungspläne in den letztgültigen 

Fassungen der ehemaligen Gemeinden Fladnitz an der Teichalm, Tulwitz und Tyrnau 

außer Kraft. 

 

 Für den Gemeinderat 

 

 

 

 Der Bürgermeister 

 Peter Raith 

 
19  sh hiezu Erläuterungsbericht zum Flächenwidmungsplan Nr. 1.00. 




